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Wirtschaftsdemokratie

«Sie dürfen Vorschläge  
einbringen – mehr nicht»
Der Soziologe Heinz Gabathuler erforscht die Situation der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen 
(ANV) in der Schweizer Privatwirtschaft und hielt am Kongress dazu ein Referat. In den Mitwirkungs
rechten sieht er nur zaghafte Ansätze einer möglichen Wirtschaftsdemokratie.  Interview: Nick Manouk

Heinz Gabathuler, was interes-
siert Sie als Forscher an den ANV?
Mich interessieren diese Gre-
mien als soziale Institutionen 
im Spannungsfeld zwischen 
Belegschaft, Management und 
Gewerkschaften. Der Betrieb als 
Ebene der Arbeitsbeziehungen 
hat in letzter Zeit eine erhöh-
te Bedeutung erlangt. Dies zeigt 
sich etwa in der Tendenz, Ver-
handlungen über Lohnanpas-
sungen von der Branchen- auf 
die Unternehmensebene zu ver-
lagern.

Die grosse Vielfalt an Bezeichnun-
gen und Formen macht es wohl 
schwierig, über dieses Thema zu 
kommunizieren. 
In Deutschland ist der Begriff 
Betriebsrat fest verankert. In der 
Schweiz hingegen nennen sich 
die ANV auch Betriebskommis-
sion, Personalvertretung oder 
Angestelltenrat. Diese Gremien 
finden oft keine gemeinsame 
Sprache, obwohl sie eigentlich 
das Gleiche tun. 1952 hatten 
2540 Betriebe eine Arbeiterkom-
mission, 61% der ArbeiterInnen 
wurden von einem solchen Gre-
mium vertreten. Heute wird 
nicht mehr gezählt, deshalb gibt 
es keine genauen Zahlen.

Wie kommen Sie denn zu Ihren 
Informationen?
Eigentlich ist zu den ANV ein 
grosses Wissen vorhanden, aber 
leider nur bei den direkt invol-
vierten Personen auf Arbeit-
geber- oder Arbeitnehmer-
seite. Dort versuche ich die 
Informationen abzuholen, die 
über die theoretische Situation 
im Bereich Mitwirkungsrechte 

hinausgehen. Je nach Gesprächs-
bereitschaft kann das ziemlich 
mühsam oder sehr einfach sein. 
Wo gibt es welche ANV? Was 
spielen sie für eine Rolle? Wie 
kommt ein GAV zustande? Zu 
diesen Fragen gibt es keine neue-
ren wissenschaftlichen Erkennt-
nisse.

1994 wurde das Mitwirkungsge-
setz eingeführt. Die Mitwirkung 
beschränkt sich da im Wesentli-
chen auf Information und Kon-
sultation.
ANV haben das Recht, regelmäs-
sig von der Geschäftsleitung über 
die Lage des Betriebs informiert 
zu werden, insbesondere auch 
über die Beschäftigungslage. Sie 
dürfen Vorschläge einbringen 
bei einigen klar definierten The-
menfeldern wie Arbeitszeitrege-
lung, Unfallverhütung, Gesund-
heitsschutz – mehr nicht. Echte 
Mitbestimmung gibt es nur bei 
Fragen der beruflichen Vorsor-
ge. Die Mitbestimmungsinitia-
tive der Gewerkschaften wur-
de 1976 vom Volk abgelehnt. Sie 
hatte unter anderem gefordert, 
dass ANV auch in Verwaltungs-
räten Einsitz nehmen dürfen. 

Immerhin kam vor drei Jahren 
die Mitbestimmung bei Sozialplä-
nen dazu.
Bei Massenentlassungen muss 
das Vorgehen seit 2014 gemein-
sam mit der ANV vereinbart wer-
den. Es kann allerdings mühsam 
sein, bis sich Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer einigen. In GAV 
ist das meist klarer geregelt, wo 
Gewerkschaften und Arbeitge-
berverbände eingeschaltet wer-
den können. Überhaupt ist die 
Realität betrieblicher Mitwir-
kung in der Schweiz in wich-
tigen Branchen stärker durch 
GAV als durch Gesetze geprägt. 
In GAV werden oft arbeitsrecht-
liche Normen definiert, die über 
das Gesetz hinausgehen, und 

man findet zum Thema Mitwir-
kung interessante zusätzliche 
Regelungen, vor allem in jenen 
Branchen, wo ANV seit langem 
verankert sind. 

Ein ungelöstes Problem bleibt 
aber der mangelnde Kündigungs-
schutz.
Die besten Mitwirkungsrechte 
nützen nichts, wenn Arbeitneh-
mervertreterInnen Repressali-
en und missbräuchliche Kündi-
gungen befürchten müssen. In 
anderen europäischen Ländern 
ist das weit besser geregelt. Eini-
ge Gewerkschaften, auch syn-
dicom, versuchen deshalb das 
Problem auf Ebene der GAV 
anzugehen. Im neuen GAV UPC 
steht, dass Mitgliedern der Per-
sonalvertretung nicht aus wirt-
schaftlichen Gründen gekündigt 
werden darf – eine beispielhafte 
Regelung! 

Welches sind eigentlich die «Inte-
ressen» der Belegschaft?
Natürlich stehen anständige 
Löhne und gute Arbeitsbedin-
gungen im Vordergrund. Aller-
dings staunen manche Leute, die 
sich in ANV engagieren und häu-
fig stark idealistisch motiviert 
sind, manchmal über gewisse 
Anliegen der Mitarbeiter. Klassi-
ker sind die fehlenden Velostän-
der und das Kantinenessen. ANV 
müssen das Ohr permanent am 
Puls der Mitarbeitenden haben. 
Personalversammlungen sind 
dann geeignet, wenn es grös
sere Probleme gibt, wenn sich 
die ANV absichern und von der 
Basis ein Verhandlungsmandat 
geben lassen will. Oder wenn 
eine Gewerkschaft dem gesam-
ten Personal ihren Standpunkt 
darlegen will. 

Die ANV als Terrain des gewerk-
schaftlichen Aufbaus?
Wahlen in Personalvertretungen 
können die Gewerkschaften nut-

zen, um beispielsweise mit eige-
nen Listen Präsenz zu zeigen. 

Sind ANV auch eine Art Ergänzung 
zur Personalabteilung und zum 
betrieblichen Sozialdienst?
Es kommt sehr oft vor, dass sich 
die ANV um ganz unspektaku-
läre Alltagsprobleme von Mit-
arbeitenden kümmern müssen, 
auch um private Probleme, die 
gar nicht im Betrieb angesie-
delt sind. Viele MitarbeiterInnen 
vertrauen bei persönlichen Pro-
blemen mit Vorgesetzten eher 
auf die ANV als auf die HR-Ab-
teilung.

Fördern ANV auch die Demokratie 
innerhalb eines Unternehmens?
Es gibt emanzipatorische 
Momente, die über die formalen 
Prozesse dieser Gremien hinaus-
gehen. Ein äusserst bemerkens-
werter Aspekt ist die Tatsache, 
dass es bei den Mitwirkungs-
rechten nicht darauf ankommt, 
ob man einen Schweizer Pass hat 
oder nicht. Alle paar Jahre erhal-
ten die Angestellten die Gele-
genheit, zu wählen oder sich 
wählen zu lassen, egal ob Aus-
länder oder Schweizer. Zweiter 
Punkt: Bei wichtigen Entschei-
dungen wird die Basis in die Ent-
scheidungen einbezogen. Einige 
Arbeitnehmervertreter sind der 
Ansicht, dass sie nur ein Man-
dat zum Verhandeln haben. Ent-
scheiden müsse die Betriebsver-
sammlung.

Gibt es Chancen, von der Mitwir-
kung zur Wirtschaftsdemokratie 
zu gelangen? 
Man kommt um die ANV nicht 
herum, wenn man über Wirt-
schaftsdemokratie diskutiert. 
ANV tragen dank dem Konsulta-
tionsrecht dazu bei, die Arbeits-
welt menschlicher zu gestalten. 
Das Wahlrecht und die Möglich-
keit der Belegschaft, ihre Mei-
nung zu sagen, können aber nur 
zaghafte erste Keime einer mög-
lichen Wirtschaftsdemokratie 
sein. Die wichtigste Aufgabe von 
ANV ist derzeit die Umsetzung 
von GAV im Betrieb. Gewerk-
schaftsprofis stehen ausserhalb 
und sehen oft zu wenig in die 
Betriebsrealität hinein. Wenn es 
aber beispielsweise um die Aus-
arbeitung von Alternativen zu 
grösseren Restrukturierungen 
geht, kann das eine ANV meist 
nicht selber bewältigen. 

Von der Mitwirkung zur Wirtschaftsdemokratie?

Betriebliche Arbeitnehmervertretungen
Von der Belegschaft gewählte Betriebskommissionen oder Perso-
nalvertretungen existieren seit dem Ende des 19. Jahrhunderts. 
Ihre Kompetenzen sind heute einerseits in Gesamtarbeitsverträgen 
geregelt, andererseits in einer Reihe von Bundesgesetzen (Arbeits-
gesetz, Berufliche Vorsorge, OR). Seit 1994 steht im Mitwirkungs-
gesetz, dass in Betrieben ab 50 Mitarbeitenden die Beschäftigten 
das Recht haben, die Einrichtung einer Personalvertretung zu 
verlangen. Es gibt weder von sozialwissenschaftlicher noch von 
behördlicher oder gewerkschaftlicher Seite systematische Informa-
tionen über deren Verbreitung und Funktionen. (nma)
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sehen kann. Sie öffnet aber die 
Perspektive über das Bestehen-
de hinaus und zeigt auf, wie wir, 
im Hier und Jetzt ansetzend, ins 
Handeln kommen können.
Die nötige Durchschlagskraft 
entwickelt die Idee einer demo-
kratischen Wirtschaft aber nur 
dann, wenn sie als Teil eines 
gesamtgesellschaftlichen Pro-
jektes für «mehr Demokratie» 
verstanden, von einer breiten 
gesellschaftlichen Bewegung 
geprägt, gelebt und permanent 
weiterentwickelt wird. Was es 
braucht, sind Koalitionen von 
Belegschaften, KonsumentIn-
nen, Parteien, NGOs und natür-
lich den Gewerkschaften. Der 
direkte Zugang der Gewerk-
schaften in die Arbeitswelt, ihre 
Netzwerke, ihr Praxiswissen 
sind dabei von entscheidender 
Bedeutung. 
Wirtschaftsdemokratie baut auf 
der gewerkschaftlichen Organi-
sation auf, Gesamtarbeitsverträ-
ge sind das Fundament einer 
demokratischen Wirtschaft. 
Wirtschaftsdemokratie geht 
aber über dieses Fundament 
hinaus. Den visionären Gehalt 
gemeinsam zu benennen, zu 
konkretisieren und schrittwei-
se umzusetzen (und dies notabe-
ne gegen massiven Widerstand!) 
ist eine der matchentscheiden-
den Aufgaben für die progressi-
ven Kräfte in der Schweiz und 
weltweit. 

www.wirtschaftsdemokratie.ch
www.denknetz.ch, hier besonders 
empfohlen: die «25 Thesen zur 
Demokratisierung der Wirtschaft»

Pascal Zwicky ist Projektleiter 
Themenmanagement bei der SP

ausgerichtet hat, plädiert in 18 
Thesen «Für eine starke Demo-
kratie», in der die Menschen die 
gesellschaftlichen Verhältnisse 
auf allen staatlichen und lebens-
weltlichen Ebenen selbst gestal-
ten können. 
Am Kongress wurde deshalb 
u. a. darüber diskutiert, wie 
eine transnationale europäi-
sche Demokratiebewegung auf-
gebaut werden kann, warum die 
haitianische Revolution ebenso 
bedeutungsvoll ist für die Demo-
kratie wie die viel bekanntere 
Französische Revolution, oder 
warum der Women’s March, der 
am 21. Januar rund 2,5 Millio-
nen Menschen auf die Strassen 
der USA gebracht hat, zu einem 
Wendepunkt für die amerika-
nische Linke werden könnte (s. 
auch Beitrag auf Seite 11). 

www.reclaim-democracy.org
www.denknetz.ch


